
Kirchengericht: Kirchengericht für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten
der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche

Entscheidungsform: Beschluss (rechtskräftig)
Datum: 27.01.2005
Aktenzeichen: 1 KG 52/2004
Rechtsgrundlagen: MVG-EKD:

§ 41 Absatz 2
§ 42 Buchstabe b
KSchG:
§ 1 Absatz 2 Satz 1

Vorinstanzen: keine

Leitsatz:

• Beabsichtigte ordentliche (betriebsbedingte) Kündigung einer Gemeindesekretärin.

• Nach § 1 Absatz 2 Satz 1 KSchG ist eine Kündigung sozial gerechtfertigt, wenn sie
durch dringende betriebliche Erfordernisse, die einer Weiterbeschäftigung entgegen-
stehen, bedingt ist.

• Jeder betriebsbedingten Kündigung liegt eine unternehmerische Entscheidung zugrun-
de, mit welcher der Arbeitgeber auf eine bestimmte inner- oder außerbetriebliche Ur-
sache reagiert. Die Umsetzung der unternehmerischen Entscheidung muss den Be-
schäftigungsbedarf grundsätzlich auf Dauer entfallen lassen.

• Die unternehmerische Entscheidung im vorgenannten Sinn unterliegt nur einer be-
grenzten gerichtlichen Kontrolle, nämlich nur darauf, ob sie offenbar unsachlich, un-
vernünftig oder willkürlich ist.

• Es ist eine allein der Dienststellenleitung – hier: Kirchenvorstand – vorbehaltene un-
ternehmerische Entscheidung, darüber zu befinden, welche bisher von der Dienststelle
wahrgenommenen Arbeitsfelder kirchlicher Arbeit zukünftig gänzlich aufgegeben und
nicht mehr von hauptamtlichen Mitarbeitern geleistet werden; der Mitarbeitervertre-
tung steht insoweit kein Mitbestimmungsrecht zu.

Kirchengericht für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten 1 KG 52/2004

07.02.2022 Nordkirche 1



• Bei allen Beendigungskündigungen gilt der schlagwortartig als „Ultima-Ratio-Prinzip“
bezeichnete Grundsatz, wonach eine Kündigung nur als letztes Mittel in Betracht
kommt oder anders ausgedrückt: Eine Beendigungskündigung kommt als äußerstes
Mittel erst in Betracht, wenn keine Möglichkeit zu einer anderweitigen Beschäftigung
– unter Umständen auch mit schlechteren Arbeitsbedingungen – besteht (sogenannte
Änderungskündigung). In diesem Zusammenhang sind jedoch auch die Grenzen des
Verhältnismäßigkeitsprinzips hinsichtlich der Wahl milderer Mittel zu beachten. Dem
Arbeitgeber können nur solche milderen Mittel zur Vermeidung der Kündigung aufer-
legt werden, die zu ergreifen ihm rechtlich und tatsächlich möglich sind.

Tenor:

Der Antrag der Ev.-Luth. Kirchengemeinde G wird abgelehnt.

Das Kirchengericht ist der Auffassung, dass die beabsichtigte Kündigung der Mitarbeiterin
M gegen eine Rechtsvorschrift, insbesondere § 1 Absätze 2 und 3 KSchG verstößt, so dass
der Mitarbeitervertretung des Kirchenkreises K ein Zustimmungsverweigerungsrecht nach
§ 41 Absatz 2 MVG-EKD zusteht.

Gründe:

I.

Die beabsichtigte betriebsbedingte Kündigung des Arbeitsverhältnisses der Kirchenge-
meinde G mit der Mitarbeiterin M ist sozial ungerechtfertigt.

1. Nach § 1 Absatz 2 Satz 1 KSchG ist eine Kündigung sozial gerechtfertigt, wenn sie
durch dringende betriebliche Erfordernisse, die einer Weiterbeschäftigung entgegen-
stehen, bedingt ist.

Grundlage der betriebsbedingten Kündigung sind betriebsbezogene Umstände oder
Vorgänge, die von der Person des betroffenen Arbeitnehmers unabhängig sind. Auf-
grund einer „freien unternehmerischen Entscheidung“ entfällt der Beschäftigungsbe-
darf für einen oder mehrere Arbeitnehmer in dem bisher wahrgenommenen Aufga-
benbereich. Das allein rechtfertigt jedoch nicht die Kündigung, vielmehr muss hinzu-
kommen, dass der betroffene Arbeitnehmer auch nicht auf einem anderen freien Ar-
beitsplatz weiterbeschäftigt werden kann. Nur unter dieser weiteren Voraussetzung
kann eine Kündigung gem. § 1 Absatz 2 Satz 1 KSchG durch dringende betriebliche
Erfordernisse bedingt sein (in diesem Sinne: v.Hoyningen-Huene/Linck, KSchG, 13.
Auflage 2002, § 1 Rn. 364a).

Jeder betriebsbedingten Kündigung liegt eine unternehmerische Entscheidung zu-
grunde, mit welcher der Arbeitgeber auf bestimmte inner- oder außerbetriebliche Ur-
sachen reagiert (vergleiche Preis, in Stahlhacke/Preis/Vossen, Kündigung und Kün-
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digungsschutz im Arbeitsverhältnis, 8. Auflage 2002, Rn. 940). Aufgrund einer Ana-
lyse der Lage des Unternehmens erfolgen unternehmerische Zielsetzungen und Pla-
nungen auf technischem, organisatorischem oder wirtschaftlichem Gebiet, die zu kon-
kreten unternehmerischen Entscheidungen führen. Solche Entscheidungen können
zum Beispiel die Zusammenlegung von Abteilungen, die Stilllegung des Betriebes
oder eines Betriebsteiles sein (vergleiche v.Hoyningen-Huene/Linck a.a.O. Rn. 366,
367 mit weiteren Nachweisen). Die Umsetzung der unternehmerischen Entscheidung
muss den Beschäftigungsbedarf grundsätzlich auf Dauer entfallen lassen (siehe vorn
v.Hoyningen-Huene/Linck am angeführten Ort Rn. 367a; Preis am angeführten Ort
Rn. 971).

Die unternehmerische Entscheidung im vorgenannten Sinn unterliegt nur einer be-
grenzten gerichtlichen Kontrolle, nämlich nur darauf, ob sie offenbar unsachlich, un-
vernünftig oder willkürlich ist (in diesem Sinne: v.Hoyningen-Huene/Linck am auf-
geführten Ort Rn. 371; KR-Etzel, 6.Auflage 2002, § 1 KSchG Rn. 540; Preis am an-
geführten Ort Rn. 948 jeweils mit weiteren Nachweisen).

Eine Betriebs- oder Teilbetriebsstilllegung ist eine unternehmerische Entscheidung,
die eine betriebsbedingte Kündigung regelmäßig rechtfertigt (ebenso: Preis am auf-
geführten Ort Rn. 971; v.Hoyningen-Huene/Linck am aufgeführten Ort Rn. 414; KR-
Etzel am aufgeführten Ort Rn. 579 jeweils mit weiteren Nachweisen).

2. Gemessen an diesen Grundsätzen begegnet die Entscheidung der Antragstellerin, das
Gemeindezentrum an der Kirche A ab 2004 zu schließen und nur noch die Arbeitsbe-
reiche (in der gesamten Gemeinde) „Kirchenmusik“, „Hausmanagement“ und „Ju-
gendsozialarbeit“ mit hauptamtlichen Mitarbeitern, die Arbeitsbereiche „Sekretariat“
und „Küsterarbeit“ dagegen nur noch mit ehrenamtlichen Mitarbeitern zu bewerkstel-
ligen, keinen durchgreifenden kündigungsschutzrechtlichen Bedenken: Wegen der
schwierigen Finanzsituation der Gemeinde aufgrund der erheblichen Kürzung der bis-
herigen Kirchensteuerzuweisungen durch die Kirchenkreissynode – auch dem Kir-
chenkreis werden von der Nordelbischen Kirche wegen des dramatischen Rückgangs
der Kirchensteuern ebenfalls in deutlich geringerem Umfange Finanzmittel zugewie-
sen –, weisen bereits die Haushalte der Kirchengemeinde G für die Jahre 2003 und
2004 eine erhebliche Unterdeckung auf; im Jahre 2004 war es ein Betrag von 69.000
Euro. Für das Haushaltsjahr 2005 sind etwa 60.000 Euro einzusparen, um den Haushalt
zu konsolidieren.

Bei dieser Sachlage sind die vorgenannten Entscheidungen des Kirchenvorstandes
hinsichtlich der neuen (verringerten) Aufgabenschwerpunkte der Kirchengemeinde G
und des reduzierten Einsatzes von hauptamtlichen Mitarbeitern grundsätzlich vom
Kirchengericht zu respektieren. Vorliegend fehlt jeglicher Anhalt dafür, dass es sich
um willkürliche Entscheidungen handeln könnte. Auch die Mitarbeitervertretung hat
insoweit keine konkreten Einwendungen erhoben.
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3. Auch wenn nach den vorstehenden Feststellungen grundsätzlich die beabsichtigte or-
dentliche Kündigung der Mitarbeiterin M aus betriebsbedingten Gründen kündigungs-
schutzrechtlich zulässig ist, da in der Kirchengemeinde G kein Arbeitsplatz mehr für
sie zur Verfügung steht, ist sie nach der Überzeugung des Kirchengerichts wegen der
besonderen Umstände des vorliegendes Falles sozial ungerechtfertigt und daher un-
zulässig.

Hierfür sind die folgenden Erwägungen maßgeblich.

a) Bei allen Beendigungskündigungen gilt der schlagwortartig als „Ultima-Ratio-Prin-
zip“ bezeichnete Grundsatz, wonach eine Kündigung nur als letztes Mittel in Betracht
kommt (vergleiche Preis am aufgeführten Ort Rn. 918; v.Hoyningen-Huene/Linck am
aufgeführten Ort Rn. 140; Etzel am aufgeführten Ort Rn. 215), oder anders ausge-
drückt: Eine Beendigungskündigung kommt als äußerstes Mittel erst in Betracht, wenn
keine Möglichkeit zu einer anderweitigen Beschäftigung – unter Umständen auch mit
schlechteren Arbeitsbedingungen – besteht (in diesem Sinne: Preis am aufgeführten
Ort Rn. 918; v.Hoyningen-Huene/Linck am aufgeführten Ort Rn. 147f.; Etzel am auf-
geführten Ort Rn. 228, 229, 232; Mayer, in Backmeister/Trittin/Mayer, KSchG, 3.
Auflage 2004, § 1 KSchG Rn. 319. Demgegenüber fordert das BAG, Urteil vom 27.
September 1984 – 2 AZR 62/83 - <unter anderem in NZA 1985, Seite 455>, unter B
II 3 der Gründe, dass der Arbeitgeber – bei entsprechenden betrieblichen Möglichkei-
ten – dem Arbeitnehmer vor einer Beendigungskündigung eine Weiterbeschäftigung
zu geänderten Bedingungen anzubieten hat <“Änderungsangebot“>). In diesem Zu-
sammenhang sind jedoch auch die Grenzen des Verhältnismäßigkeitsprinzips hin-
sichtlich der Wahl milderer Mittel zu beachten. Dem Arbeitgeber können nur solche
milderen Mittel zur Vermeidung der Kündigung auferlegt werden, die zu ergreifen ihm
rechtlich und tatsächlich möglich sind (Preis am aufgeführten Ort Rn. 918 am Ende).

b) Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze war die Antragstellerin nach Auffassung
des Kirchengerichts verpflichtet, der Mitarbeiterin M anstelle einer Beendigungskün-
digung eine Änderungskündigung auszusprechen und ihr dabei eine Weiterbeschäfti-
gung zu veränderten Bedingungen – Kürzung der Wochenarbeitszeit auf 12 Wochen-
stunden, befristete Weiterbeschäftigung in Form einer (befristeten) Abordnung an die
Kirchengemeinde G1 als Vertreterin für die dortige Gemeindesekretärin während der
Zeit ihres Mutterschafts- und Erziehungsurlaubs – anzubieten. Eine solche Form der
Weiterbeschäftigung ist der Antragstellerin zumutbar, da ihr hierdurch keine finanzi-
ellen Belastungen entstehen – die Gemeinde G1 erstattet die entstehenden Personal-
kosten – und eine solche Form der Weiterbeschäftigung ist nach dem unwiderspro-
chenen Vorbringen der Vertreter der Mitarbeitervertretung in der mündlichen Ver-
handlung auch tatsächlich und rechtlich möglich, da die Kirchengemeinde G1 ihre
Bereitschaft hierzu erklärt hat.
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Das „mildere Mittel“ im eingangs genannten Sinne ist der Antragstellerin demnach
tatsächlich und rechtlich möglich und auch zumutbar. Die Vertreter des Kirchenvor-
standes haben insoweit in der mündlichen Verhandlung keinerlei Gesichtspunkte ge-
nannt, die für eine Unzumutbarkeit sprechen könnten.

c) Dem Kirchengericht ist in diesem Zusammenhang durchaus bewusst, dass die Wei-
terbeschäftigungspflicht des Arbeitgebers (Anstellungsträgers) grundsätzlich be-
triebs- / unternehmensbezogen ist (vergleiche Mayer am angeführten Ort Rn. 324;
Etzel am angeführten Ort Rn. 539 f.; Preis am angeführten Ort Rn. 935, 937, 1014).
Andererseits hält es das Kirchengericht jedoch für sachgerecht, vorliegend sinngemäß
den Gedanken des § 1 Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 b KSchG anzuwenden („Die Kündigung
ist auch sozial ungerechtfertigt, wenn in Betrieben und Verwaltungen des öffentlichen
Rechts der Arbeitnehmer an einem anderen Arbeitsplatz in derselben Dienststelle oder
einer anderen Dienststelle desselben Verwaltungszweiges an demselben Dienstort
einschließlich seines Einzugsgebietes weiterbeschäftigt werden kann.“ – Vergleiche
hierzu: v.Hoyningen-Huene/Linck am angeführten Ort Rn. 404; Etzel am angeführten
Ort Rn. 609; Mayer am angeführten Ort Rn. 355). Dies liegt auch angesichts der kon-
kreten Regionalisierungsbestrebungen im Kirchenkreis K nahe.

Die vorstehende Rechtsauffassung des Kirchengerichts bedeutet aber nicht, dass eine
Kirchengemeinde vor jeder beabsichtigten betriebsbedingten Kündigung verpflichtet
ist, für den von der beabsichtigten Kündigung betroffenen Mitarbeiter nach jedweder
konkreten Beschäftigungsmöglichkeit in allen anderen Kirchengemeinden des Kir-
chenkreises bzw. der Region zu suchen. Eine solche Verpflichtung lässt sich vielmehr
nur im Einzelfall unter Berücksichtigung der jeweiligen Umstände klären.

II.

Der Beschluss ist für die Beteiligten gemäß § 60 Abs. 8 Satz 1 MVG-EKD verbindlich.

Kalitzky

Vorsitzender des Kirchengerichts für

mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten
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